Landtag


21. Sitzung vom 22. Oktober 1999


Sitzungsbericht





(Beginn um 9.03 Uhr.)





Vorsitzende: Erste Präsidentin Maria Hampel-Fuchs, Zweiter Präsident Johann Römer und Dritte Präsidentin Erika Stubenvoll.


Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Gerhard Göbl, Rudolf Klucsarits, Ursula Lettner, Patrizia Fürnkranz-Markus, Brigitte Reinberger, Heidrun Schmalenberg, Brigitte Schwarz-Klement, Marco Smoliner, Rudolf Stark, Erich VALENTIN, Mag Maria Vassilakou, Kurt Wagner, Renate Winklbauer und Inge Zankl.


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs eröffnet die Sitzung.


 1. Entschuldigt sind die Abgen Mag Christoph Chorherr, Mag Helmut Kowarik und Dr Rüdiger Stix.


 2. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs begrüßt Herrn Landtagspräsidenten Mag Edmund Freibauer und Herrn Landtagsdirektor HR Dr Ferdinand Krause.


 3. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs gibt bekannt, dass ihr der Jahresbericht 1998 der Wirtschaftskammer Wien übermittelt wurde.


 4. Weiters wurde Präsidentin Maria Hampel-Fuchs die Antwort des Herrn Bundeskanzlers auf die Resolution "Verhinderung grenznaher Atomkraftwerke" übermittelt.


 5. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs teilt mit, dass sie vom Verbandspräsidenten des Österreichischen Blindenverbands, Herrn Prof Klaus Guggenberger, eine Resolution zur Bedeutung der Brailleschrift für die schulische und berufliche Ausbildung blinder Schülerinnen und Schüler erhalten hat. 


 6. In der Fragestunde werden von Präsidentin Maria Hampel-Fuchs folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (PrZ 123/LM/99�KSP): Abg Dipl Ing Rudolf Schicker an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Planung und Zukunft:


Wie weit sind die Planungsabteilungen Wiens in die Freizeit�Großprojekte des Umlands, was die Verkehrsströme und wirtschaftlichen Auswirkungen betrifft, mit eingebunden?


2. Anfrage (PrZ 132/LM/99�KLF): Abg Dr Wolfgang Alkier an den Landeshauptmann:


Das Liberale Forum hat stets eine weiter gehende Liberalisierung der Öffnungszeiten für Geschäfte gefordert. Unter Hinweis auf 'die Sozialpartner' haben Sie sich bisher gegen die Ausnutzung Ihres diesbezüglichen Verordnungsspielraums gewehrt. Führt die aktuelle Diskussion in Deutschland, in der Wirtschaftskammer oder das Pilotprojekt im 'Kaindl�Eck' endlich zu einem Umdenken und zu insgesamt längeren Öffnungszeiten für Wienerinnen und Wiener und Touristinnen und Touristen?


3. Anfrage (PrZ 87/LM/99�KGR): Abg Mag Maria Vassilakou an den Landeshauptmann:


In fast allen westeuropäischen Ländern wäre eine diskriminierende und rassistische Wahlkampagne wie die der FPÖ nicht möglich gewesen, da sich alle Beteiligten nach Antidiskriminierungs� bzw Antirassismusgesetzen strafbar gemacht hätten. SPÖ�Innenminister Schlögl vertrat dagegen die Ansicht, nicht die 'Überfremdungskampagne' der FPÖ, sondern die Integrations� und Menschenrechtspolitik der GRÜNEN habe den Boden für Ausländerfeindlichkeit aufbereitet. Werden Sie sich trotz der eingeschlagenen Linie Ihres Parteikollegen dafür einsetzen, dass auch in Wien ein Antidiskriminierungsgesetz geschaffen wird, wie dies von den GRÜNEN seit Jahren gefordert wird?


4. Anfrage (PrZ 94/LM/99�KVP): Abg Rudolf Klucsarits an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination:


Inwieweit entsprechen die im Managementplan für den Nationalpark Donauauen festgeschriebenen Bewirtschaftungsvorgaben den Standards, die eine Nationalparkverwaltung einhalten muss?


 7. (PrZ 45/AL/99) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag der Abg Martina Malyar eine Aussprache über das Thema "Kinder- und Jugendschutz - gegen Missbrauch von Kindern" statt.


 8. Von Abgeordneten des Liberalen Forums wurden 2, der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 1 und der Freiheitlichen Partei Österreichs 1 schriftliche Anfragen eingebracht:


(PrZ 2743/LF/99) Anfrage des Abg Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner an den Landeshauptmann, betreffend die Bestellung von Mitgliedern des Unabhängigen Verwaltungssenats des Landes Wien (UVS).


(PrZ 2744/LF/99) Anfrage des Abg Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, betreffend Beförderungen von Mitgliedern des Unabhängigen Verwaltungssenats des Landes Wien (UVS).


(PrZ 2749/LF/99) Anfrage der Abg Alessandra Kunz an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen, betreffend St Elisabeth-Spital.


(PrZ 2750/LF/99) Anfrage der Abgen Mag Hilmar Kabas, Barbara Schöfnagel, Dr Helmut GÜNTHER, Michael Kreißl und Gerold Saßmann an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, betreffend die österreichisch - georgische Doppelstaatsbürgerschaft von Shukri Burtschuladze.


(PrZ 2745/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Alexandra Bolena und Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner sowie der Abg Susanne Jerusalem, betreffend Verbesserung des Zugangs zu sozialen Diensten für Migrantinnen und Migranten, wird den amtsführenden Stadträtinnen der Geschäftsgruppen Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2748/LAt/99) Der Antrag des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend 15. Novelle Wiener Schulgesetz, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


�
(PrZ 2746/LAt/99) Der Antrag der Abg Mag Gabriele Hecht sowie Partnerinnen und Partner, betreffend die Festsetzung der Termine von Wahlen zum Gemeinderat und zu den Bezirksvertretungen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2747/LAt/99) Der Antrag der Abg Mag Gabriele Hecht sowie Partnerinnen und Partner, betreffend die Festsetzung der Termine von Wahlen zum Nationalrat, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


Gemäß § 30 b Abs 1 der Geschäftsordnung wurden folgende drei Gesetzesvorlagen eingebracht:


(PrZ 2740/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Dr Wilfried Serles, Mag Hilmar Kabas, Brigitte Reinberger, Josef Wagner und Hubert Rogelböck, betreffend Reform der Kontrollrechte durch ein Gesetz, mit dem die Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung) geändert wird, wird dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.


(PrZ 2741/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Mag Franz KARL, Erika Stubenvoll, Brigitte Schwarz-Klement, Jutta Sander und Marco Smoliner, betreffend ein Gesetz, mit dem behindertendiskriminierende Bestimmungen abgeschafft werden, wird dem Ausschuss für Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PrZ 2742/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Mag Ruth Becher und Georg Fuchs, betreffend Änderung des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG 1989, wird dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PrZ 2751/MDLAt/99) Die Abgen Mag Hilmar Kabas, Dr Wilfried Serles, Brigitte Reinberger, Josef Wagner und Hubert Rogelböck haben einen Initiativantrag, betreffend Reform der Kontrollrechte durch ein Gesetz, mit dem die Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung) geändert wird, eingebracht und gemäß § 38 Abs 1 der Geschäftsordnung die dringliche Behandlung verlangt. (Auf Grund der Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag wird die dringliche Behandlung des eingebrachten Initiativantrags nicht zugelassen.)


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs nimmt folgende Umstellung der Tagesordnung insoferne vor, als die Postnummern wie folgt gereiht werden:


Postnummern 1, 2, 9, 10, 8, 7, 3, 4, 5, 6, 16, 11, 12, 13, 14 und 15.


Auf Vorschlag der Präsidentin Maria Hampel-Fuchs beschließt der Landtag einstimmig, die auf der Tagesordnung stehenden Wahlen durch Handerheben durchzuführen:


 9. (PrZ 1067-MDBLTG, P 1) Herr Dr Michael LUDWIG hat mit Wirkung vom 9. September 1999 sein Mandat als Bundesrat zurückgelegt, das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied, Herr Harald Reisenberger, hat mit Wirkung vom 6. September 1999 auf sein Mandat verzichtet.


Frau Abg zum Nationalrat Dr Irmtraut Karlsson hat mit �Wirkung vom 7. September 1999 ihr an 6. Stelle gereihtes Mandat als Ersatzmitglied des Bundesrats zurückgelegt.


Auf Vorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion werden als neues Mitglied für die 9. Stelle Herr Mag Dietmar Hoscher und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Herr Harald Reisenberger, als Ersatzmitglied für die 6. Stelle Frau Abg zum Nationalrat Brunhilde Fuchs gewählt.





10. (PrZ 1132-MDBLTG, P 2) Der 20. Bericht der Volksanwaltschaft (1998) an den Wiener Landtag wird zur Kenntnis genommen.


(PrZ 2752/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht, Hanno Pöschl, Dr Wolfgang Alkier, Mag Alexandra Bolena, Mag Michaela Hack und Marco Smoliner, betreffend Publizität der Sprechtage der Volksanwaltschaft, wird angenommen.


(PrZ 2753/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend unverständliche Härten im Wiener Parkometergesetz, wird den amtsführenden Stadträten der Geschäftsgruppen Finanzen und Wirtschaftspolitik sowie Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


(PrZ 2754/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Prüfmöglichkeit der Volksanwaltschaft bei den Wiener Stadtwerken, wird abgelehnt.


(PrZ 2755/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Mag Michaela Hack sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Definition des Begriffs der "Unwesentlichkeit" von Abweichungen in der Wiener Bauordnung, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.





Berichterstatter: Amtsf StR Fritz Svihalek


(PrZ 1041-MDBLTG, P 9) Der Naturschutzbericht 1998 wird zur Kenntnis genommen.


(PrZ 318-GUV, P 10) Der Wiener Umweltbericht 98/99 wird zur Kenntnis genommen.


(PrZ 2756/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend vollständige Liberalisierung des Strommarkts, wird abgelehnt.


(PrZ 2757/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Radverkehr und Dezentralisierung, wird den amtsführenden Stadträten der Geschäftsgruppen Umwelt und Verkehrskoordination, Planung und Zukunft sowie Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: Amtsf StR Fritz Svihalek


(PrZ 1125-MDBLTG, P 8) Die in der Beilage Nr 19 enthaltene Vorlage eines Gesetzes über das Verbot der Ausbringung von Klärschlamm wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


�
Berichterstatter: Amtsf StR Dr Peter Marboe


(PrZ 257-M07, P 7) Die in der Beilage Nr 21 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens (Wiener Veranstaltungsgesetz) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2758/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Walter Strobl, Georg Fuchs und Heinz Vettermann, betreffend Schulfeste diskriminierende Bestimmungen des Wiener Veranstaltungsgesetzes, wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 671-MDBLTG, P 3) Der Tätigkeitsbericht 1997 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien wird zur Kenntnis genommen.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 830-MDBLTG, P 4) Die in der Beilage Nr 16 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend den Grunderwerb durch Ausländer in Wien (Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2759/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Mag Maria Vassilakou und Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Änderung des Ausländergrunderwerbsgesetzes, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 998-MDBLTG, P 5) Die in der Beilage Nr 17 enthaltene Vorlage eines Gesetzes über eine Änderung der Grenze zwischen dem 3. und 10. Bezirk wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 1028-MDBLTG, P 6) Die in der Beilage Nr 18 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Gleichbehandlungsgesetz geändert wird (2. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz), wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2760/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Quotenregelung bei Neuaufnahmen, wird abgelehnt.


(PrZ 2761/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Quotenregelung für beruflichen Aufstieg, wird abgelehnt.


(PrZ 2762/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Rechte der Gleichbehandlungsbeauftragten, wird abgelehnt.


(PrZ 2763/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag �der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend sachliche Rechtfertigung für Diskriminierung, wird abgelehnt.


(PrZ 2764/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Rechte der Kontaktfrauen, wird abgelehnt.


(PrZ 2765/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Beweislasterleichterung bei Verfahren wegen sexueller Belästigung vor der Gleichbehandlungskommission, wird abgelehnt.


(PrZ 2766/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abg Jutta Sander sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Definition der Unterrepräsentation, wird abgelehnt.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 1193-MDBLTG, P 16) Die in der Beilage Nr 28 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung) geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2767/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Dr Wolfgang Alkier und Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Bestellung der Kontrollamtsdirektorin/ des Kontrollamtsdirektors, wird abgelehnt. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2768/LAt/99) Der Zusatzantrag der Abgen Dr Wolfgang Alkier und Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Personalhoheit der Kontrollamtsdirektorin/des Kontrollamtsdirektors, wird abgelehnt. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)





Berichterstatter: Abg Godwin Schuster


(PrZ 1029-MDBLTG, P 11) Der Bericht 1999 des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 1a der Wiener Stadtverfassung betreffend die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtags gewählt wurden, wird zur Kenntnis genommen.





Folgende vier Anträge des Immunitätskollegiums werden �nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 759-MDBLTG, P 12) Dem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien, Abt 9b vom 17. Juni 1999, GZZ 9bE Vr 5014/99 und Hv 3069/99 um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Mag Hilmar Kabas wegen des Verstoßes gegen § 111 Abs 1 und 2 StGB, wird nicht stattgegeben.





Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 786-MDBLTG, P 13) Dem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien, Abt 9c vom 29. Juni 1999, GZZ 9cE Vr 4840/99 und Hv 2983/99 um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Ing Peter Westenthaler wegen des Verstoßes gegen §§ 111 und 152 StGB, wird nicht stattgegeben.


Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 990-MDBLTG, P 14) Dem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien, Abt 9b vom 30. Juli 1999, GZZ 9bE Vr 5874/99 und Hv 3619/99 um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Ing Peter Westenthaler wegen des Verstoßes gegen § 111 Abs 1 und 2 StGB, wird nicht stattgegeben.


�
Berichterstatter: Abg Godwin Schuster 


(PrZ 1178-MDBLTG, P 15) Dem Ersuchen des Landesgerichts für Strafsachen Wien, Abt 26e vom 27. September 1999, GZZ 26e Vr 10507/92 um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg zum Bundesrat Dr Ferdinand Maier wegen des Verstoßes gegen § 111 StGB, wird nicht stattgegeben.





(Schluss um 20.24 Uhr)
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